
DIE LINKE.
in Friedberg

DIE LINKEfordert, dass die Verzögerungstaktik
beim Wohnungsbau aufgegeben wird: Wir brau-
chen bezahlbaren Wohnraum in Friedberg und
nicht noch mehr teure Eigentumswohnungen! 

Endlich bezahlbaren
Wohnraum schaffen!
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In Friedberg warten über

400 Haushalte dringend auf

eine bezahlbare Wohnung.

Gebaut werden aber  meist

teure Eigentumswohnun-

gen. Diese können Gering-

verdienerInnen nicht bezah-

len. Sozialwohnungen wer-

den kaum gebaut. Stattdes-

sen sind allein im Jahr 2016

über 100 Sozialwohnungen

aus der Preisbindung her-

ausgefallen und können nun

beliebig teuer vermietet wer-

den. Die Stadt muss end-

lich handeln! Und Sie hat die

Möglichkeit dazu. In Kürze

wird der letzte Bauabschnitt

am Steinernen Kreuz ver-

marktet. Es gibt interessier-

te Träger die dort Sozial-

wohnungen bauen wollen,

z. B. der Friedberger Bau-

verein Eigener Herd. Die

Stadt könnte dies fördern.

Doch es passiert: Nichts!

Auch auf dem Kasernenge-

lände könnte gebaut wer-

den! Die Stadt plant dort

einen Teil des Geländes

vorzeitig vom Bund zu kau-

fen, damit ein Gründerzen-

trum errichtet werden kann.

Wir sind der Meinung, wenn

so etwas geht, um Wirt-

schaftsinteressen zu bedie-

nen, dann sollte es auch für

Sozialwohnungen möglich

sein. Wenn Sozialwohnun-

gen errichtet werden, gibt der

Bund Grundstücke sogar

billiger ab. Das ist die soge-

nannte Verbilligungsklausel.

Auch hier passiert: Nichts!

Im Haushalt für 2018 wurden

200.000 Euro für den Woh-

nungsbau eingestellt. Unter

Nutzung von Förderprogram-

men des Landes und des

Bundes ließen sich mit die-

sem kleinen Betrag zumin-

dest ein paar Wohneinheiten

errichten. Welche Vorschläge

macht die Verwaltung? Keine!

Und Anträge der Linken aus

dem Jahr 2017 zum Woh-

nungsbau „parken“ immer

noch in den Ausschüssen.



Menschen mit geringem

Einkommen fällt es schwer,

am öffentlichen Leben teil-

zunehmen. Alles kostet Geld.

Ein Sozialpass kann dieses

Problem abmildern. 

Der Antrag wurde im So-

zialausschuss behandelt.

Der Ausschuss informierte

sich über den Sozialpass in

anderen Städten vergleich-

barer Größe. Dabei wurde

auch berichtet, dass der Ver-

waltungsaufwand für diese

Leistung eher gering ist.

Doch anschließend lehnte

der Ausschuss die Idee ei-

nes Sozialpasses ab, weil

dieser zu viel Verwaltungs-

aufwand verursache (!).

Stattdessen legte der Aus-

schuss fest, dass der Aus-

weis der Friedberger Tafel

nun für eine Ermäßigung

bei Friedberger Einrichtun-

gen anerkannt wird. Das ist

ein Schildbürgerstreich.

Der Ausweis der Tafel wird

so zu einem halboffiziellen

Dokument. Normalerweise

würde man in so einem Fall

erwarten, daß die Tafel ge-

fragt wird, ob ihr diese Auf-

wertung recht ist. Dies ist

aber nicht geschehen, wie

eine Nachfrage ergab. Die

Tafel wurde nicht kontak-

tiert. Die Stadt Friedberg

soll sich also einen schlan-

ken Fuß auf Kosten der Eh-

renamtlichen von der Tafel

machen. Das ist der Wille

der anderen Fraktionen. 

Da wir das nicht wollen, ha-

ben wir den Antrag zurück-

gezogen. Im Herbst wollen

wir erneut einen Sozialpass

beantragen.

Zu bedenken ist auch, dass

nicht jedeR abgelaufene

Lebensmittel essen möchte.

Die Menschen die nicht zur

Tafel gehen, werden damit

benachteiligt.

Kein Sozialpass für
Friedberg? 

ViSdP.: Lena Binsack, Friedberg, mail: info@die-linke-wetterau.de, Web-Seite: www.die-linke-wetterau.de

Die Fraktion DIE LINKE. im Stadtparlament Fried-
berg beantragte letzten Herbst einen Sozialpass.
Er soll Geringverdienenden eine Ermäßigung um
mindestens 50% in den Bereichen ÖPNV, Kultur,
Sport, Bildung und Freizeit ermöglichen.

Verbunden mit dem Antrag

war auch die Idee, ein Bud-

get für Bildungs- und Kul-

turangebote einzuführen.

Damit soll es z.B. möglich

sein daß auch Kinder von

armen Eltern an der Musik-

schule ein Instrument erler-

nen können. Die Stadt wür-

de die Hälfte der Lehrge-

bühren für diese Kinder über-

nehmen. Das wurde mit Ver-

weis auf das Bildungs- und

Teilhabepaket abgelehnt. 

Das ist traurig, weil es an

der Realität vorbei geht: Die

Bildungsgutscheine erset-

zen max. 10 Euro im Monat.

Das reicht nicht bei ca. 40

Euro Kosten. Dazu sollte

man wissen, dass im ALG

2 Regelsatz weniger als 1

Euro im Monat für Bildung

vorgesehen ist. Arme Kin-

der sollen also nach dem

Willen der anderen Fraktio-

nen kein Instrument lernen.

Wieder einmal zeigt sich,

dass das Thema Armuts-

bekämpfung in Friedberg

ein ungeliebtes Thema ist. 

Es stößt bei den anderen

Fraktionen auf großes Un-

verständnis, dass auch Men-

schen mit geringem Ein-

kommen teilhaben sollen.


